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FINANZMINISTER
Gegen Abschaffungvon Cent-Münzen
Bundesfinanzminister Olaf Scholz
hält wenig von der Idee, kleine
Cent-Münzen aus dem Verkehr zu
nehmen. „Ich bin nicht davon über-
zeugt, dass es richtig ist, dass wir
jetzt unsere kleinen Cent-Münzen
abschaffen“, sagte der SPD-Politiker
am Mittwoch. Er glaube, „dass es
immer möglich sein muss, dass man
sein Geld vernünftig ausgeben kann,
und dass, wenn es kleine Preise gibt,
man auch mit kleinen Geldmünzen
bezahlen können soll“. Ein Vorstoß
zur Abschaffung der kleinen roten
Münzen könnte aus Brüssel kom-
men, die EU-Kommission erwägt
dies. Bei Barzahlung müsste dann
auf- oder abgerundet werden. In
einigen EU-Staaten wird das schon
gemacht. Scholz sagte aber auch, er
habe Zweifel, dass der Vorschlag die
EU-Staaten tatsächlich erreichen
werde – und könnte recht behalten.
Jedenfalls will die EU-Kommission
die Folgen zunächst genau prüfen.

5G-NETZE
EU-Länder könnenAusrüster stoppen 
Die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (EU) können beim
Aufbau ihrer 5G-Netze einzelne
Mobilfunkausrüster ausschließen
oder ihren Zugang einschränken.
Die EU-Kommission billigte am
Mittwoch ein entsprechendes ge-
meinsames Instrumentarium, das
Sicherheitsrisiken im Zusammen-
hang mit der Einführung von 5G
begegnen soll. Die Regeln könnten
auch Auswirkungen auf den um-
strittenen chinesischen Netzwerk-
ausrüster Huawei haben. Die USA
fordern einen Ausschluss des Kon-
zerns beim Aufbau der neuen Netze.
Die Sicherheit von 5G-Netzen sei
eine strategische Frage für den ge-
samten Binnenmarkt und die tech-
nologische Unabhängigkeit der EU,
teilte die Kommission in Brüssel
weiter mit. Die EU-Staaten hatten
sich darauf verständigt, dass es
Beschränkungen von Anbietern
geben könne, die als mit einem
hohen Risiko behaftet gelten. Solche
Anbieter könnten auch ausgeschlos-
sen werden, wenn es um kritische
Anlagen wie etwa Kernnetzfunk-
tionen gehe.

BANKEN
Brexit bringtFrankfurt 3500 Jobs
Der Bankenplatz Frankfurt gehört
laut einer Untersuchung der dort
ansässigen Landesbank Hessen-
Thüringen (Helaba) zu den Gewin-
nern des EU-Austritts Großbritan-
niens. Mehr als 30 ausländische
Banken hätten ihre Standortent-
scheidung zugunsten des deutschen
Finanzzentrums getroffen, sagte
Helaba-Analystin Ulrike Bischoff.
„Da kann kein anderer Bankenplatz
mithalten.“ Finanzfirmen, die bis-
lang in London operieren, müssen
wegen des EU-Austritts Großbritan-
niens auch ein Standbein in Kon-
tinentaleuropa aufbauen, damit sie
noch ihre Dienstleistungen anbieten
können. Wegen des Brexits dürften
in den Frankfurter Bankentürmen
bis Ende 2021 etwa 3500 neue Stel-
len entstehen, so die Expertin. 

KOMPAKT

S eit Jahren raten Verbrau-
cherschützer dringend da-
von ab, Lebensversicherun-
gen für die Altersvorsorge
abzuschließen. Die Bundes-

bürger aber tun das Gegenteil. Im ver-
gangenen Jahr zahlten sie 120,5 Milliar-
den Euro in die umstrittenen Produkte
ein. Das ist auch nach Einschätzung der
Versicherer ein „überraschend hohes
Wachstum“ um 11,3 Prozent. Wolfgang
Weiler, Präsident des Gesamtverbandes
der Versicherungswirtschaft, erklärt
den Anstieg unter anderem mit der
Angst der Kunden vor den Negativzin-
sen. „Die Diskussion um Negativzinsen
hat die Menschen sensibilisiert“, sagte
er bei der Vorstellung der Branchenzah-
len in Berlin. 

VON DANIEL ZWICK

„Das Thema ist abschreckend.“ Und
offensichtlich ist es ein Verkaufsargu-
ment für Versicherungsvertreter. „Die
Bürger suchen Anlagen, die eine positi-
ve Verzinsung bieten und sie suchen Si-
cherheit“, sagte Andreas Wimmer, Chef
des Marktführers Allianz Leben, der
auch im GDV-Präsidium sitzt. „Ich wür-
de das als Vertrauensbeweis sehen.“ Be-
sonders extrem ist das Wachstum der
einmaligen Einzahlungen, sie wuchsen
um 36 Prozent auf fast 37 Milliarden Eu-
ro. Zwar sind in diesem Wert unter an-
derem Betriebsrenten enthalten, in die
nur einmal pro Jahr einbezahlt wird.
Trotzdem verdeutlicht die Zahl den An-
lagenotstand, in dem viele Deutsche
stecken. Für das laufende Jahr gehen die
Versicherer insgesamt von einem
Wachstum um ein Prozent aus.

Aus Sicht von Verbraucherschützern
setzen die Kunden ihr Vertrauen in das
falsche Produkt. „Wenn es einen Zeit-
punkt gab, von Verträgen abzuraten,
dann jetzt“, sagt Axel Kleinlein, Vorsit-
zender des Bundes der Versicherten, im
Gespräch mit WELT. „Die Kapitalle-
bensversicherung hat sich als Altersvor-
sorge noch nie rentiert.“ Kleinlein wirft
den Versicherern „gezielt intransparen-
te“ Kostenangaben vor, „um ihre über-
teuerten Produkte möglichst günstig er-
scheinen zu lassen“.

Er bezieht sich dabei auch auf die
neuen Formen der Kapitallebensversi-
cherung, die von der Branche offenbar
massiv in den Markt gedrückt wird. Die-

se neuen Modelle versprechen geringe-
re Garantien als die klassischen Versi-
cherungen, verknüpft mit der Hoffnung
auf eine höhere Verzinsung. 60 Prozent
aller neuen Verträge schlossen die Ver-
sicherer im vergangenen Jahr nach sol-
chen Modellen ab, zwei Jahre zuvor wa-
ren es noch 50 Prozent. Doch selbst von
diesen Versicherungen können sich die
Kunden nicht allzu viel Rendite erwar-
ten. Der Garantiezins liegt nur noch bei
0,9 Prozent und soll im kommenden
Jahr auf 0,5 Prozent sinken, so hat es die
Bundesvereinigung der Versicherungs-
mathematiker vorgeschlagen. 

Im Durchschnitt werfen die Verträge
nach Berechnungen von Policen Direkt
nur noch eine Überschussbeteiligung
von 2,23 Prozent ab. Der GDV nennt ei-
ne laufende Verzinsung von rund 2,3
Prozent. Fakt ist, dass die Überschuss-

beteiligungen der Versicherer abermals
gesunken sind. Bei der Allianz sinkt die
Verzinsung in diesem Jahr von 2,8 auf
2,5 Prozent. Nur einer der größeren
Versicherer liegt deutlich über diesem
Wert: die Axa mit 2,9 Prozent. 

Angeführt wird die Rendite-Liste von
der kleinen Ideal-Versicherung aus Ber-
lin (3,3 Prozent) und der Entis Lebens-
versicherung 3,0 Prozent), die beide
Marktanteile von weit unter einem Pro-
zentpunkt haben. Die Rangliste stammt
von Policen Direkt, einem Händler „ge-
brauchter“ Lebensversicherungen, der
laufende Verträge aufkauft und sie an
private und institutionelle Kunden wei-
terverkauft. Am unteren Ende der 66
Versicherer liegen die Verträge der frü-
heren Kunden von Generali Leben, die
inzwischen unter dem Namen Proxalto
laufen. Sie werfen im dritten Jahr in

Folge nur 1,25 Prozent ab. Der Versiche-
rungskritiker Kleinlein weist darauf hin,
dass die Überschusszinsen nur auf den
Sparanteil angerechnet werden. „Nach
Abzug der Kosten bleibt daher kaum et-
was übrig, vor allem dann, wenn der
Vertrag in eine Rente übergeht.“ Zum
aktuellen Zinsniveau drohen manche
Verträge sogar ins Minus zu kippen,
wenn man alle Kosten berücksichtigt.
„Es gibt so gut wie keine Chance, mit ei-
ner Lebensversicherung sinnvolle Al-
tersvorsorge zu betreiben“, sagt Klein-
lein. „Die Idee der kapitalgedeckten Al-
tersvorsorge wird dadurch in Misskre-
dit gezogen.“

Die Versicherer ficht das nicht an. Sie
fordern eine Reform der Altersvorsor-
ge, natürlich ohne allzu große Änderun-
gen für die eigenen Produkte. Die an-
stehende Neuregelung der Riesterrente
solle dazu führen „noch mehr Men-
schen einfacher zu erreichen“, forderte
Wimmer. Sein Vorstandskollege Weiler
kritisierte, das Riester-Produkt sei
„überfrachtet mit extrem komplexen
Regelungen, die die Kosten in die Höhe
treiben“. Auch in anderen Produkten
der Versicherer stecken hohe Kosten,
nicht nur für die Verwaltung, sondern
vor allem für die Provisionen, die Ver-
treter erhalten. Verbraucherschützer
kritisieren, dass diese Kosten einen
Großteil der möglichen Rendite auf-
fressen.

Exzesse bei den Provisionen wollte
die große Koalition eigentlich mit einer
gesetzlichen Grenze kappen. Doch der
Entwurf aus dem SPD-geführten Bun-
desfinanzministerium hat es seit April
vergangenen Jahres nicht ins Kabinett
geschafft. Union und SPD streiten um
die angemessene Form des sogenannten
Provisionsdeckels. Kritiker monieren
daran, dass die Provisionen sich schon
heute in diesem Rahmen bewegen. Die
Verbraucherzentrale Bundesverband
fordert sogar ein komplettes Verbot von
Provisionen für Lebensversicherungen.

Das würde die Verträge möglicher-
weise lukrativer machen. Denn spätes-
tens im Vergleich zu Fonds- oder ETF-
Sparplänen sieht die Lebensversiche-
rung schlecht aus. Eine aktuelle Aus-
wertung des Fondsverbandes BVI zeigt:
Mit Sparplänen in klassischen Aktien-
Investmentfonds ließen sich in den ver-
gangenen zehn Jahren bis zu 7,6 Pro-
zent Rendite pro Jahr erzielen. Und
auch Rentenfonds, die ähnlich konser-
vativ anlegen wie Lebensversicherer,
brachten über zehn Jahre bis zu 4,1 Pro-
zent Rendite. 

Freilich sind solche Anlagen nicht
mit einer garantierten Verzinsung ver-
bunden, wie bei der klassischen Lebens-
versicherung üblich. Dafür aber ergibt
sich der Rendite-Wert nach Abzug aller
Kosten. Ein Wert in der Nähe der aktu-
ellen Garantieverzinsung findet sich
aber in der BVI-Tabelle, die Fondsspar-
pläne für die vergangenen 35 Jahre aus-
wertet, nirgendwo.

Die absurde Flucht in 
die Lebensversicherung
Einnahmen der Anbieter steigen um mehr als zehn Prozent, obwohl
Verbraucherschützer abraten. Der Boom überrascht selbst die Versicherer

W em Deutschland die Bon-
Pflicht verdankt, machte die
SPD-Bundestagsabgeordne-

te Ingrid Arndt-Brauer gleich zu Beginn
ihrer Verteidigungsrede deutlich: „2015
hat Norbert Walter-Borjans uns zum
ersten Mal auf Kassenmanipulationen
aufmerksam gemacht.“ Mit uns meinte
sie die Mitglieder des Finanzausschus-
ses des Deutschen Bundestages, dessen
Vorsitzende sie damals war. Walter-Bor-
jans hatte damals noch das Amt des Fi-
nanzministers von Nordrhein-Westfa-
len inne, nicht das des SPD-Vorsitzen-
den. 

VON KARSTEN SEIBEL

Als dann auch noch Kassenhersteller
auf sie zugekommen seien, erinnerte
sich Arndt-Brauer in Raum 2740 des Ja-
kob-Kaiser-Hauses des Deutschen Bun-
destags, die sich beklagten, dass sie oh-
ne manipulierbare Kassen im Sortiment
keine Chance mehr auf dem Markt hät-

ten, musste etwas geschehen. Heraus
kam Ende 2016 das Gesetz, das für alle
Händler mit elektronischen Kassen seit
dem 1. Januar eine Bon-Pflicht vorsieht
– und für Aufregung bei Händlern und
Kunden sorgt.

Weil sich nach der Bäckerinnung
auch Politiker von CDU, CSU und FDP
auf die Bonpflicht eingeschossen hat-
ten, bemühte sich die SPD nun, die Auf-
merksamkeit weg von den kleinen wei-
ßen Thermopapieren zu bekommen, die
jedem Kunden seit dem Jahreswechsel
in Bäckereien, Kantinen und Restau-
rants entgegengestreckt werden, und
hin zum Kampf gegen Steuerbetrug.
Das ist das Thema, mit dem Walter-Bor-
jans als Erstes in Verbindung gebracht
wird, seit er als Finanzminister Steuer-
CDs mit Schwarzgelddaten kaufte.

„Wir wollen Steuerehrlichkeit für al-
le“, sagte Lothar Binding, finanzpoliti-
scher Sprecher der SPD, der neben
Arndt-Brauer Platz genommen hatte.
Die Bon-Pflicht sei ein Gebot der Fair-

ness den vielen steuerehrlichen Ge-
schäftsinhabern gegenüber, denn erst
wenn es einen Beleg mit Transaktions-
nummer und elektronischer Signatur
des Kassensystems gebe, könne eine
Manipulation ausgeschlossen werden –
eine Manipulation, die der Bundesrech-
nungshof mit zehn Milliarden Euro ent-
gangenen Steuereinnahmen bezifferte. 

Bei Nachfragen wurde dann aber
schnell deutlich, dass das Thema nicht
ganz so einfach ist. Warum muss der
Bon nicht nur auf Verlangen des Kun-
den ausgedruckt werden, war eine die-
ser Fragen. „Es geht um das erhöhte Ri-
siko entdeckt zu werden“, sagte Bin-
ding. Wenn der Händler bei jedem Kun-
den befürchten müsse, dass es sich um
einen Testkäufer der Finanzbehörden
handelt, sei der Druck größer sich von
Anfang an steuerehrlich zu verhalten.
Zudem könne durch die auf den Bon ge-
druckten Transaktionsnummern ein
Prüfer erkennen, ob der Umsatz ord-
nungsgemäß eingegeben wurde – und

ob den Finanzbehörden die Kasse be-
kannt ist, es sich um keine unregistrier-
te Zweitkasse handelt. 

Gerne werde mit zwei unterschiedli-
chen Kassen hantiert, sekundierte ihm
Vera Junker, Staatssekretärin der Berli-
ner Finanzverwaltung und SPD-Politi-
kerin. In den Jahren 2018 und 2019 seien
in Berlin 2221 gastronomische Betriebe
geprüft worden, bei 95 Prozent habe
man Fehler im Kassenbuch entdeckt. 

Weitere Nachfrage: Könnte die Bon-
Pflicht bei kleinen Beträgen bis zehn
Euro entfallen, wie es von Politikern an-
derer Parteien gefordert wird? „Kleinst-
beträge von der Bonpflicht auszuneh-
men wäre das Dümmste, was wir ma-
chen könnten, das zeigt der Fall der Eis-
diele in Rheinland-Pfalz“, sagte Binding.
Die aufgeflogene Eisdiele habe inner-
halb von drei Jahren 1,6 Millionen Euro
Steuern hinterzogen. 

Und kann die Bon-Pflicht im Herbst
entfallen, wenn es die neuen, angeblich
manipulationssicheren Kasse gibt?

Möglicherweise, festlegen wollte sich
aber keiner der anwesenden SPD-Politi-
ker. Auch auf die Frage, warum ein Bon
bei Kartenzahlungen, die ohnehin eine
elektronische Spur hinterlassen, Pflicht
ist, blieb die Runde eine nachvollzieh-
bare Antwort schuldig.

In jedem Fall habe man das von der
FDP angestoßene Gesetzgebungsver-
fahren erst einmal gestoppt, sagte
Arndt-Brauer noch. Die FDP wollte die
bestehende Regelung durch eine Ände-
rung der Abgabenordnung kippen. Statt
eine Änderung der Bon-Pflicht wolle
man sich nun erst einmal mit Start-ups
zusammensetzen, die papierschonende
Lösungen für das Smartphone entwi-
ckelt hätten. Arndt-Brauer verwies auf
Lösungen, bei denen der Kunde eine
von der Kasse angezeigten QR-Code
mit seinem Handy scannen könne und
der Bon auf seinem Bildschirm erschei-
ne. Letzte Nachfrage: Muss der Kunde
einen solchen QR-Code scannen? Nein,
ist die Antwort.

SPD verteidigt Bon-Pflicht
Seit einem Monat stöhnen Händler und Kunden über die Kassenbelege aus Papier. Die Sozialdemokraten verstehen die Aufregung nicht
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Schluss

Bunds 10 Jahre -0,373 -0,379
Bund-Future 174,00 173,59
1-Monats-Euribor - -0,457
3-Monats-Euribor - -0,401
Treasuries 10 Jahre 1,620 1,641
Treasuries 30 Jahre 2,074 2,095
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Zinsen in Prozent

D ie Bundesnetzagentur hält die
neuen Preise, die Privatkun-
den für Pakete der Deutschen

Post zahlen müssen, für zu hoch. Man
wolle in einem offiziellen Verfahren
prüfen, ob die Post ihre Preise miss-
bräuchlich erhöht habe, hieß es von
der Bonner Behörde am Mittwoch in
einer Mitteilung. „Es gibt deutliche
Hinweise, dass die Post einseitig zu
Lasten von Privatkunden ungerecht-
fertigte Erhöhungen der Paketpreise
vorgenommen hat“, sagte der Präsi-
dent der Bundesnetzagentur, Jochen
Homann. 

Die Regulierungsbehörde vermutet,
dass die neuen Paketpreise die tatsäch-
lich anfallenden Kosten überschreiten.
Unter Wettbewerbsbedingungen
könnten sie nicht verlangt werden. Zu-
nächst hatte die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung“ über das Vorgehen der
Behörde berichtet.

Die Post hatte ihre Preise für Privat-
kunden zum Jahreswechsel erhöht. Bei
den unterschiedlichen Arten von Pake-
ten fiel die Anhebung verschieden aus.
Ein bis zu zwei Kilo schweres, mittel-
großes Päckchen zum Beispiel kostet
in der Filiale für den Inlandsversand
nun 4,79 Euro, zuvor waren es 4,50 Eu-
ro. Der Versand eines Zehn-Kilo-Pa-
kets verteuerte sich um einen Euro auf
10,49 Euro. Im Durchschnitt stiegen
die Preise um drei Prozent. Günstiger
kommt man weg, wenn man seine Pa-
kete online frankiert. Zuvor hatte der
Konzern seine Gebühren für Pakete
zuletzt im Jahr 2017 angehoben.

Die Bundesnetzagentur kann die
Post gegebenenfalls auffordern, die
Preise neu anzupassen. Die Vorteile
für Kunden, die ihre Sendungen on-
line frankieren, sind der Behörde be-
sonders ein Dorn im Auge. Verbrau-
cher, die nicht in der Lage seien, Pake-
te im Internet zu frankieren, würden
damit benachteiligt, erklärte eine
Sprecherin. Weil die Post rund 70 Pro-
zent Marktanteil hat, wirke sich das –
im Vergleich zu Wettbewerbern mit
ähnlichen Regelungen – besonders
stark aus.

Von der Post hieß es am Mittwoch
lediglich: Die Preise sollen bis zum Ab-
schluss des Verfahrens unverändert
bleiben. Darüber hinaus wolle man
sich zu einem laufenden Verfahren
nicht äußern, sagte ein Sprecher. Nach
Angaben der Netzagentur soll das Ver-
fahren innerhalb von zwei Monaten
abgeschlossen werden. dpa

Netzagentur:
Paketpreise der
Post sind zu hoch 
Neue Erhöhungen rufen
Regulierer auf den Plan

Qualitätstest für Druckereien

Xetra-Kurse (Schluss)
Adidas: 296,30 (- 1,87%)Allianz: 220,85 (+ 0,59%)BASF: 63,06 (+ 0,35%)Bayer: 74,90 (- 0,99%)Beiersdorf 103,75 (- 0,57%)BMW: 66,55 (- 0,40%)

MTU Aero: 281,90 (+ 1,44%)Munich Re: 272,00 (+ 0,26%)RWE: 31,86 (+ 0,50%)SAP: 120,00 (+ 0,13%)Siemens: 116,32 (+ 0,83%)Vonovia: 51,78 (+ 1,49%)VW Vz.: 169,92 (- 1,47%)Wirecard: 137,35 (+ 0,18%)

E.on: 10,40 (- 0,06%) FMC: 71,92 (- 0,22%)Fresenius: 48,47 (- 0,50%)HeidelCement: 63,72 (+ 0,28%) Henkel Vz.: 93,68 (+ 0,39%)Infineon: 20,97 (+ 0,21%) Linde plc: 189,25 (+ 0,42%)Merck: 119,05 (+ 0,25%) 

Continental: 103,26 (- 1,00%)Covestro: 39,47 (+ 0,36%)Daimler: 43,41 (+ 0,30%)Dt. Bank: 7,97 (+ 1,32%)Dt. Börse: 150,00 (+ 0,70%)Dt. Post: 32,71 (+ 1,25%)Dt. Lufthansa: 14,17 (+ 1,21%)Dt. Telekom: 14,86 (- 0,35%)
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